
 

 1 

Landkreis Osterholz – Der Landrat 

 

 

 

Verordnung über das Naturschutzgebiet 

„Teichfledermausgewässer in der Gemeinde Schwanewede“ 

(NSG OHZ Nr. 8) 

im Landkreis Osterholz 

vom 28.07.2020 

(Ursprungsverordnung) 
 

 

 

 

 

 

mit Änderungen gemäß der Verordnung  

über das Naturschutzgebiet „Unterwesermarsch“ (NSG OHZ 12)  

und das Landschaftsschutzgebiet (LSG OHZ 21) im Landkreis Osterholz sowie 

zur Änderung des Naturschutzgebietes „Teichfledermausgewässer in der  

Gemeinde Schwanewede“ (NSG OHZ 8) im Landkreis Osterholz 

vom 05.07.2023 

(1. Änderungsverordnung) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Lesefassung* 

 

 

* Die Fassung wurde vom Planungs- und Naturschutzamt des Landkreises Osterholz als Lesehilfe aus den bei-

den vorgenannten Verordnungen erstellt. Die Ursprungsverordnung wurde im Niedersächsischen Ministerial-

blatt und die erste Änderungsverordnung im Elektronischen Amtsblatt für den Landkreis Osterholz verkündet. 

Sollten zwischen der vorliegenden Lesefassung und den verkündeten Verordnungen unbeabsichtigte inhaltli-

che Abweichungen festgestellt werden, so ist die jeweilige Verkündung des Niedersächsischen Ministerialblat-

tes bzw. des Elektronischen Amtsblattes für den Landkreis Osterholz maßgeblich. 

Juli 2023 
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Rechtsgrundlagen 

 

„Aufgrund 

 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume 

sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (Fauna-Flora-Habitatrichtlinie – FFH-Richtlinie; ABl. 

EG Nr. L 206 S. 7; 1996 Nr. L 59 S. 63), zuletzt geändert durch Richtlinie 2013/17/EU des Rates 

vom 13.05.2013 (ABl. EU Nr. L 158 S. 193); 

 der §§ 20 Abs. 2 Nr. 1, 22 Abs. 1 und 2, 23, 32 Abs. 2 und 3 sowie 65 des Gesetzes über Natur-

schutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I 

S. 2542), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.12.2022 (BGBl. I S. 2240); 

 der §§ 14, 15, 16, 23 und 32 Abs. 1 des Naturschutzgesetzes vom 19.02.2010 (Nds. GVBl. S. 104), 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.09.2022 (Nds. GVBl. S. 578); 

 des § 9 Abs. 5 des Niedersächsischen Jagdgesetzes in der Fassung der Neubekanntmachung 

vom 15.07.2022 (NJagdG; Nds. GVBl. S. 468) 

wird verordnet:“ 

 

 

§ 1 

Naturschutzgebiet 

(1) Das in den Absätzen 2 und 3 näher bezeichnete Gebiet wird zum Naturschutzgebiet (NSG) 

„Teichfledermausgewässer in der Gemeinde Schwanewede“ erklärt. 

(2) Das NSG liegt in den Gemarkungen Rade, Aschwarden, Hinnebeck und Meyenburg der Ge-

meinde Schwanewede, Landkreis Osterholz. 

(3) Die Lage des NSG ist aus der Übersichtskarte im Maßstab 1:25.000 (Anlage 1) zu entnehmen. 

Die genaue Grenze des NSG ergibt sich aus den neun Blättern der maßgeblichen Karte im Maß-

stab 1:5.000 (Anlage 2). Sie verläuft auf der Innenseite der in der Anlage 2 dargestellten Grenz-

linie. Die genaue Lage der Waldflächen mit FFH-Lebensraumtypen gemäß § 4 Abs. 4 Nrn. 2 und 

3 ist in einer weiteren Karte (Anlage 3) dargestellt. Die Karten sind Bestandteil dieser Verord-

nung. Sie können von jedermann während der Dienststunden bei der Gemeinde Schwanewede 

sowie beim Landkreis Osterholz - Untere Naturschutzbehörde - unentgeltlich eingesehen wer-

den.“ 

(4) Das NSG umfasst Teile des Fauna-Flora-Habitat-Gebietes „Teichfledermausgewässer im Raum 

Bremerhaven/Bremen“ (FFH-Gebiet 187; DE 2517-331). In den Kartenblättern der Anlagen 1 und 

2 sind die Flächen des NSG, die im FFH-Gebiet liegen und somit der Umsetzung der FFH-Richt-

linie dienen, durch Schrägschraffur gesondert gekennzeichnet.“ 

(5) Das NSG hat eine Größe von ca. 52 Hektar. 

 

 

§ 2 

Schutzgegenstand und Schutzzweck 

(1) Schutzgegenstand des NSG „Teichfledermausgewässer in der Gemeinde Schwanewede“ sind 

eine Reihe von größtenteils zusammenhängenden Gräben, Flethen und Teichen in der natur-

räumlichen Einheit „Aschwardener Marsch“ und am Westrand der naturräumlichen Einheit 

„Garlstedter Sandgeest“. 

Zu den Fließgewässern bzw. nur zeitweise fließenden Marschgräben zählen der Garlstedter Ab-

zugsgraben westlich des Standortübungsplatzes, der an diesen Graben anschließende Teil des 

Meyenburger Mühlengrabens, der Aschwardener Flutgraben bis zum Hauptdeich bei 
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Aschwarden, das Krusenhelmer Fleth im Abschnitt westlich von Bruch (dort auch als „Eichen-

kampsfleth“ bezeichnet), das Verbindungsfleth am Brucher Weg und Brucher Landweg, das Ra-

derfleet und das Hinnebecker Fleth in einem Teilstück östlich von Rade bis zum Hauptdeich.  

Diese Gewässer weisen in ihrem Verlauf einen unterschiedlichen Charakter auf. Die überwiegend 

langsam und nur zeitweise fließenden Gräben und Flethe liegen größtenteils in einer typischen, 

weithin offenen Marschenlandschaft. Entlang der Uferböschungen dominieren neben Hochstau-

denfluren und Röhrichten vor allem Ruderalfluren. Vereinzelt kommen auch standortgerechte 

Ufergehölze und kleine Bruchwaldstrukturen vor.  

Neben den eigentlichen Gräben und Flethen sowie deren unmittelbaren Ufer- und Böschungs-

bereichen gehören teilweise auch unterschiedlich breite Gewässerrandstreifen sowie um 

Meyenburg auch Auwälder zum NSG. Um Meyenburg erweitert sich das NSG zudem um natur-

nah und vielfältig ausgeprägte Niederungsbereiche auf Erdniedermoor mit weiteren meist 

feuchten Wäldern (vor allem Erlenbruchwäldern), überwiegend extensivem, zum Teil nassen  

oder mesophilen Grünland, nährstoffreichen Sümpfen und naturnahen Teichen, darunter der 

Meyenburger Mühlenteich als Bau- und Kulturdenkmal. 

Zum weitaus größten Teil besteht das NSG aus Bereichen, die gemäß § 1 Abs. 4 zum FFH-Gebiet 

zählen. Darüber hinaus zählen zum Teil die folgenden, hieran direkt angrenzenden Bereiche zum 

NSG: rechtskräftig festgesetzte Kompensationsflächen, gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 

30 BNatSchG, Flächen im Eigentum der öffentlichen Hand sowie einzelne weitere Sukzessions- 

und Brachflächen. 

Die Wasserflächen im NSG liegen im Einzugsgebiet eines international bedeutsamen Quartier-

verbundes der Teichfledermaus und umfassen dabei größtenteils wichtige Teile der Jagdhabi-

tate und Flugkorridore der Art im Landkreis Osterholz. Die Tiere orientieren sich bei ihren Flügen 

an linearen Lebensraumelementen und jagen u.a. über den Wasserflächen bzw. entlang der Ge-

wässer nach Insekten. Dabei kommt den naturnahen Uferstrukturen entlang der Gewässer und 

den daran angrenzenden Gewässerrandstreifen als Insektenreservoir und Nahrungshabitat eine 

besondere Bedeutung zu. 

Neben ihrer Bedeutung für die Teichfledermaus erfüllen die Gewässer im NSG eine wichtige 

Lebensraumfunktion für den Fischotter und den Bitterling. 

Zudem stellt das NSG durch seine Vernetzungsfunktion ein wichtiges Element im Biotopverbund 

dar. 

(2) Allgemeiner Schutzzweck für das NSG ist nach Maßgabe der §§ 23 Abs. 1 und 32 Abs. 3 

BNatSchG i. V. m. § 16 NNatSchG die Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der unter-

schiedlichen Fließgewässer und Marschgräben mit einigen von naturraumtypischen Über-

schwemmungen geprägten Niederungsbereichen bei Meyenburg und einiger Stillgewässer ins-

besondere als Lebensraum der Teichfledermaus, des Fischotters und des Bitterlings sowie als 

Lebensstätte weiterer schutzbedürftiger Tier- und Pflanzenarten. 

(3) Die Erklärung zum NSG bezweckt insbesondere  

1. den Schutz der bedeutsamen Lebensräume der im Gebiet lebenden gefährdeten Arten und 

der Lebensgemeinschaften wild wachsender Pflanzen und wild lebender Tiere; 

2. die Erhaltung und Entwicklung der Gräben und Flethe als naturnahe Gewässer mit möglichst 

ungehinderter Durchgängigkeit, geringer Geschiebe- und Schwebstofffracht und mit fluten-

der Wasservegetation sowie einer möglichst natürlichen Gewässerdynamik; 

3. die Erhaltung und Entwicklung der Teiche mit einer naturnahen Uferzonierung und zum Teil 

flutender Wasservegetation; 
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4. die Erhaltung, Pflege und naturnahe Entwicklung der Ufer- und Böschungsbereiche der Ge-

wässer mit Erlensäumen, Weidengebüschen, Röhrichten und Hochstaudenfluren sowie mit 

naturnahen Übergängen zu angrenzenden Lebensräumen; 

5. die Erhaltung und Förderung der vielfältigen und eng miteinander verzahnten Biotoptypen 

in den Niederungsbereichen bei Meyenburg, insbesondere der Au- und Bruchwälder, 

Sümpfe, Weidengebüsche, Feuchtwiesen, Hochstaudenfluren, Röhrichte und Flutmulden als 

wesentliche Bestandteile des Biotopverbundes entlang der Gewässer; 

6. die Erhaltung und Förderung von artenreichem mesophilen Grünland im Komplex mit 

Feucht- und Nassgrünland um Meyenburg; 

7. die Erhaltung und Entwicklung von naturnahen, standorttypischen und strukturreichen Laub-

waldkomplexen der Niederungsbereiche, insbesondere Erlen-Eschenwäldern und Erlen-

bruchwäldern, mit einem hohen Anteil an Alt- und Totholz; 

8. die Erhaltung und Förderung von Vorkommen niederungstypischer oder gewässergebunde-

ner Brut- und Gastvogelarten; 

9. die Erhaltung und Wiederherstellung von Laich-, Aufwuchs- und Nahrungsgebieten des ge-

wässertypischen Fischarteninventars sowie weiterer Lebensgemeinschaften aquatischer und 

semiaquatischer Zönosen; 

10. die Erhaltung und Förderung einer strukturreichen Landschaft mit naturnah ausgeprägten 

Gewässern, extensiv bewirtschafteten Wiesen und Weiden sowie naturnahen, standorttypi-

schen, totholz- und höhlenreichen Laubwäldern als (Teil-)Lebensraum für verschiedene Fle-

dermausarten; 

11. die Erhaltung und Entwicklung von funktionsfähigen ökologischen Wechselbeziehungen 

durch Vernetzung von Lebensräumen bzw. Schaffung eines Biotopverbundes gemäß § 21 

BNatSchG; 

12. die Erhaltung und Förderung der besonderen Eigenart und herausragenden Schönheit der 

größtenteils weiträumig offenen und von Gewässern durchzogenen Marschlandschaft, der 

vielfältigen und kleinteilig strukturierten Niederungsbereiche gemäß Nr. 5 sowie der weitge-

henden Ruhe und Ungestörtheit; 

13. die Bewahrung der Landschaft zur wissenschaftlichen Dokumentation und Erforschung na-

turnaher und natürlicher Gewässer- und Waldökosysteme. 

(4) Das NSG ist Teil des kohärenten europäischen ökologischen Netzes „Natura 2000“; die Unter-

schutzstellung trägt dazu bei, den günstigen Erhaltungszustand der maßgeblichen Lebensraum-

typen und Arten in dem in § 1 Abs. 4 genannten FFH-Gebiet insgesamt zu erhalten oder wie-

derherzustellen. 

(5) Besonderer Schutzzweck (Erhaltungsziele) für den FFH-Gebietsanteil im NSG ist die Sicherung 

oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes des FFH-Gebietes durch 

1. den Schutz und die Entwicklung insbesondere von 

a) naturnahen Gräben und Flethen mit gut ausgeprägter Wasservegetation, Hochstauden-, 

Erlen- und Weidensäumen sowie naturnaher Gewässerdynamik, größtenteils mit Bedeu-

tung als Jagdhabitat und Flugkorridor für die Teichfledermaus sowie als Lebens- und Wan-

derraum des Fischotters, unter teilweiser Einbeziehung der umgebenden Flächen als Puf-

fer- und Entwicklungsflächen sowie als hydrologische Schutzzone; 
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b) naturnahen Teichen mit einer naturnahen Uferzonierung und z.T. flutender Wasservege-

tation, auch wegen ihrer Bedeutung als Jagdhabitat für die Teichfledermaus und als Le-

bensraum des Fischotters; 

c) auentypischen Biotopkomplexen wie feuchten Hochstaudenfluren, Riedern, Röhrichten 

und Feuchtgebüschen; 

d) naturnahen, strukturreichen Laubwaldkomplexen der Niederungen mit standorttypischen 

Waldgesellschaften, insbesondere Erlen-Eschenwäldern und Erlenbruchwäldern, mit hohen 

Anteilen an Totholz und einer gut ausgebildeten Krautschicht; 

2. die Erhaltung und Förderung des prioritären Lebensraumtyps (Anhang I FFH-Richtlinie) 

a) 91E0* Auen-Wälder mit Alnus glutinosa und Fraxinus excelsior (Alno-Padion, Alnion in-

canae, Salicion albae) 

als naturnahe, feuchte bis nasse Erlen- und Eschen-Auwaldkomplexe mit einem naturna-

hen Wasserhaushalt, mit allen Altersstufen in mosaikartigem Wechsel, mit standortgerech-

ten, lebensraumtypischen Baumarten, einem hohen Alt- und Totholzanteil, Höhlenbäumen 

sowie spezifischen Habitatstrukturen (Flutrinnen, Tümpel, Verlichtungen), einschließlich ih-

rer typischen Tier- und Pflanzenarten; 

3. die Erhaltung und Förderung der übrigen Lebensraumtypen (Anhang I FFH-Richtlinie): 

a) 6430 Feuchte Hochstaudenfluren der planaren und montanen bis alpinen Stufe 

als artenreiche Hochstaudenfluren (einschließlich ihrer Vergesellschaftung mit Röhrichten) 

entlang der Gräben und Flethe und an feuchten Waldrändern, einschließlich ihrer typischen 

Tier- und Pflanzenarten; 

4. die Erhaltung und Förderung der Tierarten (Anhang II FFH-Richtlinie): 

a) Teichfledermaus (Myotis dasycneme)  

als vitale, langfristig überlebensfähige Population der Art, u.a. durch Sicherung und Opti-

mierung von naturnahen Gewässern mit strukturreichen Gewässerrändern, offenen Was-

serflächen und Insektenreichtum sowie Förderung auch kleinerer, linienförmiger, möglichst 

naturnaher Gewässer als Flugkorridor zu den Jagdgebieten. Weiter sind auch an das Ge-

wässer angrenzende Grünlandflächen als Jagdgebiete und Gehölzstrukturen wie Waldrän-

der und Hecken als Leitlinien beim Flug und als Jagdgebiete zu erhalten, zu fördern und 

zu entwickeln; 

b) Fischotter (Lutra lutra)  

als vitale, langfristig überlebensfähige Population vor allem durch Sicherung und natur-

nahe Entwicklung der Gewässer und ihrer Niederungen (naturnahe Gewässerdynamik, 

strukturreiche Gewässerränder, Ufer begleitende Weich- und Hartholzauenwälder, hohe 

Gewässergüte, Fischreichtum, Störungsarmut) sowie Sicherung und Entwicklung der ge-

fahrenfreien Wandermöglichkeiten des Fischotters entlang der Gewässer durch Biotopver-

bund sowie durch Bermen und Umfluter; 

c) Bitterling (Rhodeus amarus) 

als vitale, langfristig überlebensfähige Population der Art in den Auen mit einer naturnahen 

Überflutungsdynamik und einem Mosaik aus verschiedenen, bei Hochwasser miteinander 

vernetzten Gewässern mit verschiedenen Sukzessionsstadien, wasserpflanzenreichen Ufer-

zonen, sandigen Substraten und ausgeprägten Großmuschelbeständen sowie naturraum-

typischer Fischbiozönose; 
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§ 3 

Schutzbestimmungen 

(1) Gemäß § 23 Abs. 2 BNatSchG sind alle Handlungen verboten, die zu einer Zerstörung, Beschä-

digung oder Veränderung des NSG oder seiner Bestandteile oder zu einer nachhaltigen Störung 

führen können. Darüber hinaus sind gemäß § 33 Abs. 1 BNatSchG alle Veränderungen und Stö-

rungen verboten, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-Gebiets in den 

für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen können. Ins-

besondere ist es verboten, 

1. die Ruhe der Natur durch Lärm oder auf andere Weise zu stören; 

2. wild lebenden Vögeln und sonstigen Tieren nachzustellen, sie zu stören, zu beunruhigen, zu 

vergrämen, zu ihrem Fang geeignete Vorrichtungen aufzustellen, sie zu fangen, sie zu töten 

oder Puppen, Larven, Eier und andere Entwicklungsformen oder Nester sowie sonstige Brut- 

und Lebensstätten fortzunehmen oder zu beschädigen; verboten ist auch das Aufsuchen 

von Nestern, Brut- und Rastplätzen zur Herstellung von Fotos, Film- und Tonaufnahmen 

oder aus anderen Gründen; 

3. Pflanzen zu beschädigen, auszureißen, auszugraben oder Teile davon abzupflücken, abzu-

schneiden oder abzureißen; 

4. Tiere und Pflanzen, insbesondere nicht standortheimische oder invasive Arten anzusiedeln, 

auszubringen oder auszusetzen; gentechnisch veränderte Organismen einzubringen sowie 

Haus- und Nutztieren Zutritt zu bisher nicht landwirtschaftlich genutzten Flächen zu gewäh-

ren; 

5. Hecken, Bäume oder Gehölze außerhalb des Waldes, Tümpel oder Teiche sowie landschaft-

lich bzw. erdgeschichtlich bemerkenswerte Erscheinungen wie z.B. Findlinge oder Felsblöcke 

zu verändern oder zu beseitigen; 

6. Erstaufforstungen ohne Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde vorzunehmen 

sowie Weihnachtsbaumkulturen, Kurzumtriebsplantagen oder andere Sonderkulturen an-

zulegen; 

7. Stoffe aller Art, wie z.B. Müll, Schutt, Gartenabfälle, land- und forstwirtschaftliche Abfälle 

sowie Bodenbestandteile zu lagern, aufzuschütten oder einzubringen; 

8. Bodenbestandteile abzubauen, Aufschüttungen, Auf- oder Abspülungen oder Abgrabun-

gen vorzunehmen; 

9. Bohrungen aller Art niederzubringen, Sprengungen vorzunehmen oder Feuerwerke zu zün-

den; 

10. Leitungen jeder Art neu zu verlegen, Masten, Einfriedungen oder Einzäunungen neu zu er-

richten oder bestehende Einrichtungen oder Anlagen dieser Art wesentlich zu ändern; 

11. Gewässer im Sinne des § 67 Wasserhaushaltsgesetz auszubauen oder Maßnahmen durch-

zuführen, die den Wasserstand oder den Wasserabfluss oder die Fließgeschwindigkeit ver-

ändern, oder Stoffe einzubringen, einzuleiten, zu entnehmen oder andere Maßnahmen vor-

zunehmen, die geeignet sind, die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit 

der Gewässer nachteilig zu verändern; 

12. in die bestehenden Verhältnisse im Wasserhaushalt in der Art einzugreifen, dass es zu einer 

verstärkten Entwässerung des Schutzgebietes oder von Teilflächen kommen kann; 
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13. Abwässer in die vorhandenen Wasserläufe oder Wasserflächen einzuleiten oder im Boden 

zu versickern; 

14. die Gewässer mit motorbetriebenen Booten und sonstigen motorbetriebenen Wasserfahr-

zeugen einschließlich Modellbooten zu befahren und Boote am Ufer festzumachen; 

15. Fahrzeuge aller Art einschließlich Wohnwagen und andere für die Unterkunft geeignete 

Fahrzeuge oder Einrichtungen außerhalb von öffentlichen Straßengrundstücken bzw. ge-

widmeten Verkehrswegen zu fahren, zu parken oder abzustellen; 

16. organisierte Veranstaltungen ohne Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde 

durchzuführen sowie zu zelten, zu lagern, Feuer zu machen oder Feuerwerkskörper zu zün-

den; 

17. unbemannte Fluggeräte (z. B. Modellflugzeuge, Drachen, Drohnen) zu betreiben; 

18. mit bemannten Luftfahrzeugen (z. B. Ballonen, Hängegleitern, Gleitschirmen, Hubschrau-

bern) zu starten und, abgesehen von Notfallsituationen, zu landen; dies gilt nicht für Belange 

der nationalen und/oder militärischen Sicherheit sowie der uneingeschränkten Einsatzfähig-

keit der Bundeswehr, soweit die FFH-Verträglichkeit (§ 34 BNatSchG) gegeben ist; 

19. Hunde unangeleint laufen oder in den Gewässern schwimmen zu lassen, sofern dies nicht 

im Rahmen der ordnungsgemäßen Jagdausübung geschieht; 

20. Straßen, Wege, Plätze jeder Art oder sonstige Verkehrsflächen anzulegen oder wesentlich 

zu ändern; 

21. bauliche Anlagen, auch wenn sie keiner Genehmigung nach der Landesbauordnung bedür-

fen, zu errichten oder wesentlich zu ändern; 

22. Bild- oder Schrifttafeln anzubringen; ausgenommen sind Tafeln zur Kennzeichnung des NSG 

sowie Hinweis- und Warntafeln aufgrund anderer Rechtsvorschriften. 

(2) Gemäß § 16 Abs. 2 NAGBNatSchG darf das NSG außerhalb der vorhandenen Straßen und Wege 

nicht betreten, befahren oder auf sonstige Weise aufgesucht werden, soweit es nicht in § 4 an-

ders bestimmt ist. 

 

 

(3) Die zuständige Naturschutzbehörde kann bei den in den Absätzen 1 und 2 genannten Fällen bei 

der Erteilung einer Zustimmung oder einer Befreiung nach § 5 Nebenbestimmungen z.B. zu 

Zeitpunkt, Ort und Ausführungsweise treffen, die geeignet sind, Beeinträchtigungen oder Ge-

fährdungen des NSG, einzelner seiner Bestandteile oder seines Schutzzweckes zu minimieren 

bzw. zu vermeiden oder Beeinträchtigungen zu kompensieren. 

 

 

§ 4 

Freistellungen 

(1) Die in den Abs. 2 bis 7 aufgeführten Handlungen oder Nutzungen sind von den Regelungen des 

§ 3 dieser Verordnung freigestellt und bedürfen keiner naturschutzrechtlichen Befreiung. 

(2) Allgemein freigestellt sind 

1. das Betreten und Befahren der öffentlichen Verkehrsflächen im Bereich der Bundesauto-

bahn 27 sowie der Landes-, Kreis- und Gemeindestraßen; 
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2. das Betreten und Befahren des Gebietes durch die Eigentümer und Nutzungsberechtigten 

sowie deren Beauftragte zur rechtmäßigen Nutzung oder Bewirtschaftung der Grundstücke; 

3. das Betreten und Befahren des NSG zur Erfüllung dienstlicher oder wissenschaftlicher Auf-

gaben einschließlich erforderlicher Untersuchungen   

a) durch Bedienstete der Naturschutz-, Deich- und Wasserbehörden, des Dezernates Binnen-

fischerei des Niedersächsischen Landesamtes für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi-

cherheit (LAVES) sowie des zuständigen Deich- und Unterhaltungsverbandes und deren 

Beauftragte; 

b) durch andere Behörden und öffentliche Stellen sowie deren Beauftragte mit Zustimmung 

der zuständigen Naturschutzbehörde, soweit sie nicht durch bestehende Rechtsermächti-

gungen hierzu befugt sind; 

4. Untersuchungen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur naturnahen Entwicklung 

des NSG einschließlich Maßnahmen der Besucherlenkung, die von der zuständigen Natur-

schutzbehörde, mit ihrer Zustimmung oder in ihrem Auftrag durchgeführt werden; 

5. die Wahrnehmung von Maßnahmen der Gefahrenabwehr und Verkehrssicherungspflicht; 

6. die Durchführung von notwendigen Maßnahmen zur Unterhaltung des Straßenkörpers und 

zur Erhaltung der Verkehrssicherheit auf der Bundesautobahn 27 sowie auf den Landes-, 

Kreis- und Gemeindestraßen einschließlich der hierfür erforderlichen Vermessungsarbeiten 

durch den zuständigen Straßenbaulastträger sowie dessen Beauftragte; die Erhaltung des 

Lichtraumprofils hat durch fachgerechten Schnitt zu erfolgen; die Instandsetzung der Stra-

ßen nur nach Anzeige bei der zuständigen Naturschutzbehörde mindestens vier Wochen vor 

Beginn der Maßnahmen; 

7. die ordnungsgemäße Unterhaltung der vorhandenen Zufahrten, Überfahrten (Dammstel-

len), Brücken, Wege und sonstigen Verkehrsflächen, sofern dies der Erhaltung des bisherigen 

Zustandes dient und soweit dies für die freigestellten Nutzungen erforderlich ist; Bau- und 

Ziegelschutt darf nicht zur Befestigung verwendet werden; die Erhaltung des Lichtraumpro-

fils hat durch fachgerechten Schnitt zu erfolgen; die Instandsetzung der genannten Ver-

kehrsflächen nur nach Anzeige bei der zuständigen Naturschutzbehörde mindestens vier 

Wochen vor Beginn der Maßnahmen; 

8. die Unterhaltung der Gewässer, soweit sie zur Entwässerung landwirtschaftlich genutzter 

Flächen und zum Hochwasserschutz erforderlich ist, einschließlich der Ablagerung anfallen-

den Räumgutes auf den angrenzenden Flächen, nach den Grundsätzen des Wasserhaus-

haltsgesetzes (WHG), des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG) und des Niedersächsi-

schen Deichgesetzes (NDG) sowie nach vorheriger Anzeige bei der zuständigen Natur-

schutzbehörde; die mechanische Unterhaltung ist dabei zulässig, wenn sie dem § 39 Abs. 5 

Nr. 4 BNatSchG und dem Schutzzweck des § 2 dieser Verordnung nicht zuwiderläuft; 

9. die Pflege, Unterhaltung und Instandsetzung der vorhandenen Küstenschutz- und Hochwas-

serschutzanlagen, einschließlich der üblichen Arbeiten zur Treibselbeseitigung; soweit die 

sofortige Durchführung von Instandsetzungsmaßnahmen nicht erforderlich ist, bedarf ihr 

Ausführungszeitpunkt der Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde; 

10. die ordnungsgemäße Unterhaltung und Instandsetzung der rechtmäßig vorhandenen 

Strombauwerke, Strömungslenker, Uferverbauungen und –befestigungen nach vorheriger 

Anzeige bei der zuständigen Naturschutzbehörde; 
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11. die Einleitung von geklärten und aufbereiteten schadlosen kommunalen Abwässern aus den 

bestehenden rechtmäßig betriebenen Kläranlagen nach den Grundsätzen des Wasserhaus-

haltsgesetzes (WHG) und des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG); 

12. das Befahren der Gewässer mit motorbetriebenen Booten im Rahmen des Wasserrettungs-

dienstes (auch zu Ausbildungszwecken), der Fischereiaufsicht sowie zur Erfüllung von dienst-

lichen oder wissenschaftlichen Aufgaben; 

13. die Entnahme von Gehölzen außerhalb des Waldes für den Eigenbedarf in der Zeit vom 

01.10. bis 28.02. des jeweils darauffolgenden Jahres mit Zustimmung der zuständigen Na-

turschutzbehörde; 

14. die fachgerechte Pflege von Hecken und Gehölzen außerhalb des Waldes in der Zeit vom 

01.10. bis 28.02. des jeweils darauffolgenden Jahres, nach vorheriger Anzeige bei der zustän-

digen Naturschutzbehörde; 

15. die Beseitigung und das Management von invasiven und gebietsfremden Arten nach vorhe-

riger Anzeige bei der zuständigen Naturschutzbehörde; 

16. die ordnungsgemäße imkerliche Nutzung ohne mit dem Boden fest verbundene bauliche 

Anlagen; die Standorte der Bienenstöcke oder Beuten sind vor Errichtung bei der zuständi-

gen Naturschutzbehörde anzuzeigen; 

17. das Betreiben von unbemannten Fluggeräten zur Erfüllung von behördlichen Aufgaben oder 

aus land- und forstwirtschaftlichen Gründen; 

18. das Baden in den Gewässern im bisherigen Umfang; 

19. Maßnahmen zur Erhaltung und Pflege der Bau- und Kulturdenkmale Meyenburger Mühlen-

teich, Brücke mit Mühlenwehr und Wassermühle; die Instandsetzung der genannten Denk-

male nur nach Anzeige bei der zuständigen Naturschutzbehörde mindestens vier Wochen 

vor Beginn der Maßnahmen; 

20. der Betrieb und die Unterhaltung der bestehenden versorgungstechnischen Anlagen; die 

Instandsetzung nach vorheriger Anzeige vier Wochen vor Durchführung bei der zuständigen 

Naturschutzbehörde; unaufschiebbare Instandsetzungsmaßnahmen zur Störungsbeseiti-

gung können jederzeit durchgeführt werden, sind aber unverzüglich der zuständigen Natur-

schutzbehörde mitzuteilen; 

21. der Neubau einer Höchstspannungswechselstromleitung als Ziel der Raumordnung gemäß 

Kapitel 4.2 Ziffer 07 Satz 16 Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 2017 zwischen 

Dollern und Elsfleth West unter Nutzung der vorhandenen Leitungstrassen oder Leitungs-

trassenkorridore, ohne Neubau von Masten und Nebenanlagen innerhalb des NSG und un-

ter der Bedingung, dass die Voraussetzungen des § 34 BNatSchG erfüllt sind; 

22. die Nutzung und die Unterhaltung der rechtmäßig bestehenden Gebäude unter besonderer 

Beachtung der Verbote in § 3 dieser Verordnung und ohne wesentliche Umgestaltung; 

23. die Nutzung, der Betrieb und die Unterhaltung der sonstigen bestehenden rechtmäßigen 

Anlagen und Einrichtungen in der bisherigen Art und im bisherigen Umfang;  

die Instandsetzung nur nach Anzeige bei der zuständigen Naturschutzbehörde mindestens 

vier Wochen vor Beginn der Maßnahmen; 

zur Verhinderung einer Faunenverfälschung sind die Abläufe der im Gebiet vorhandenen 

rechtmäßigen Teichanlagen mit geeigneten Schutzvorrichtungen zu sichern. 
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(3) Freigestellt ist die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bodennutzung nach guter fachli-

cher Praxis (unter Einhaltung der für die Landwirtschaft geltenden Vorschriften, des § 17 Abs. 2 

des BBodSchG und des § 5 Abs. 2 BNatSchG) und nach folgenden Vorgaben: 

1. die Nutzung der rechtmäßig bestehenden Ackerflächen in der bisher üblichen Weise, jedoch 

mit den Einschränkungen aus den Nrn. 3 c, f und g sowie unter besonderer Berücksichtigung 

eines Gewässerrandstreifens gemäß § 38 WHG; 

2. die Umwandlung von Acker in Grünland und die anschließende Nutzung gemäß Nr. 3; 

3. die Nutzung der rechtmäßig bestehenden Grünlandflächen, jedoch 

a) ohne Umwandlung von Grünland in Acker; 

b) ohne Veränderung der natürlichen Oberflächengestalt, ohne Grünlanderneuerung und 

ohne Umbruch; Nachsaaten als Übersaat oder Schlitzsaat als umbruchlose Narbenverbes-

serung und das Beseitigen von Wildschäden sind zulässig; weitergehende Maßnahmen 

zur Beseitigung von Beeinträchtigungen der Grasnarbe durch Vertritt, Fahrspuren oder 

vergleichbare Schädigungen sind nach Anzeige bei der zuständigen Naturschutzbehörde 

zulässig; Schleppen, Walzen und Striegeln bleiben zulässig; 

c) ohne zusätzliche Entwässerungsmaßnahmen; erforderliche Unterhaltungsmaßnahmen an 

vorhandenen Grüppen und Drainagen sind zulässig; der Ersatz von Drainagen durch sol-

che gleicher Leistungsfähigkeit ist jedoch nur nach vorheriger Anzeige bei der zuständigen 

Naturschutzbehörde zulässig; 

d) mit Anlage von Mieten nur nach Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde; 

e) ohne Anwendung von Bioziden und anderen Pflanzenbehandlungsmitteln; eine fachge-

rechte horstweise Bekämpfung von Problemunkräutern wie Ampfer, Disteln, Rasen-

schmiele, Flatterbinse und Neophyten oder Schaderregern ist nur nach Zustimmung der 

zuständigen Naturschutzbehörde zulässig; 

f) ohne Düngung eines 5 m breiten Gewässerrandstreifens parallel zur Böschungsoberkante 

der Gewässer, soweit dieser Randstreifen innerhalb des NSG liegt; Abweichungen sind 

nach vorheriger Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde zulässig; 

g) mit Ausbringung von Flüssigdünger nur unter der Verwendung platzierter, bodennaher 

bzw. emissionsarmer Ausbringungstechnik (Schleppschlauch, Schleppschuh, Injektion 

usw.); 

h) ohne Schweine- und Geflügelhaltung und ohne die Ausbringung von Jauche, Sekundär-

rohstoffdüngern (z.B. aus Klärschlamm oder Bioabfällen) sowie Geflügelkot und sonstigen 

Abfällen aus der Geflügelhaltung; zulässig bleibt die fachgerechte Düngung mit Gärresten 

aus mit ausschließlich nachwachsenden Rohstoffen und Wirtschaftsdüngern betriebenen 

Biogasanlagen (NaWaRo-Anlagen); 

i) ohne Mahd eines Gewässerrandstreifens von 5 m Breite entlang der Gewässer (gemessen 

ab Böschungsoberkante) in der Zeit vom 01.01. bis 15.06. eines jeden Jahres, soweit dieser 

Randstreifen innerhalb des NSG liegt; mit Zustimmung der zuständigen Naturschutzbe-

hörde ist eine frühere Mahd auf Teilflächen zulässig; 

j) ohne Düngung und ohne Mahd von Flächen, die dem FFH-Lebensraumtyp 6430 „Feuchte 

Hochstaudenfluren“ zugeordnet werden können; mit Zustimmung der zuständigen Na-

turschutzbehörde ist eine Mahd von Teilflächen zulässig; Karten mit der genauen Lage des 

FFH-Lebenrraumtyps können bei Bedarf während der Dienststunden beim Landkreis Os-

terholz - untere Naturschutzbehörde - unentgeltlich eingesehen werden, oder es können 
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dort - nach genauer Angabe des benötigten Ausschnittes z.B. anhand von Flurstücks- oder 

Feldblocknummern - lokale Kartenausschnitte angefordert werden; 

k) ohne Liegenlassen von Mähgut; das Mähgut eines Pflegeschnittes nach z.B. Beweidung 

kann auf den Flächen verbleiben; 

l) mit Unterhaltung und Instandsetzung bestehender Weidezäune und Viehtränken; deren 

Neuerrichtung in ortsüblicher Weise; die Errichtung eines wolfsabweisenden Grundschut-

zes ist freigestellt; 

4. Auf den Ackerflächen gemäß Nr. 1 sowie auf Dauergrünlandflächen gemäß Nr. 3 sind mit 

Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde Maßnahmen zur Pflege und Entwicklung 

gemäß § 2 und § 7 dieser Verordnung einschließlich genehmigter Maßnahmen zur Eingriffs-

kompensation zulässig. 

(4) Freigestellt ist die ordnungsgemäße forstwirtschaftliche Nutzung im Wald im Sinne des § 5 

Abs. 3 BNatSchG und des § 11 NWaldLG einschließlich der Errichtung und Unterhaltung von 

Zäunen und Gattern und der Nutzung und Unterhaltung von sonst erforderlichen Einrichtungen 

und Anlagen sowie nach folgenden aus dem Schutzzweck hergeleiteten Vorgaben:  

1. auf allen Waldflächen  

a) ohne Entwässerungsmaßnahmen und ohne Standortveränderung, insbesondere durch 

Veränderung des Bodenreliefs; 

b) unter dauerhafter Belassung von mindestens einem Stück stehendem oder liegendem 

starken Totholz je vollem ha Waldfläche je Eigentümer/in; 

c) ohne die Nutzung von erkennbaren Horst- und Stammhöhlenbäumen; 

d) mit Holzeinschlag in standortheimisch bestockten Beständen als Kahlschlag größer 0,5 ha 

nur nach vorheriger Anzeige vier Wochen vor Durchführung bzw. größer 1,0 ha nur mit 

Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde; in Erlenbruchwäldern mit Holzein-

schlag nur einzelstammweise oder durch Femel- oder Lochhieb; 

e) ohne den Umbau von Waldbeständen aus standortheimischen Arten in Bestände aus nicht 

standortheimischen Arten sowie ohne Umwandlung von Laub- in Nadelwald; 

f) ohne die aktive Einbringung und Förderung von invasiven Baumarten; 

g) ohne Düngung, ausgenommen ist die punktuelle Pflanzlochdüngung bei Waldumbau-

maßnahmen auf grundwasserfernen Standorten; 

h) ohne Kompensationskalkung auf vermoorten und grundwassernahen Standorten; 

i) ohne flächigen Einsatz von Herbiziden und Fungiziden und ohne den Einsatz von sonsti-

gen Pflanzenschutzmitteln, wenn dieser nicht mindestens zehn Werktage vorher der Na-

turschutzbehörde angezeigt worden ist und eine erhebliche Beeinträchtigung i.S. des § 33 

Abs. 1 Satz 1 und des § 34 Abs. 1 BNatSchG nicht nachvollziehbar belegt ausgeschlossen 

ist; 

j) unter boden- und vegetationsschonender Durchführung der Holzentnahme, auf Feucht-

standorten bevorzugt bei gefrorenem Boden; 

k) mit Neu- und Ausbau von Wegen nur nach Zustimmung der zuständigen Naturschutzbe-

hörde; 

l) mit Instandsetzung von Wegen nur nach Anzeige bei der zuständigen Naturschutzbe-

hörde mindestens vier Wochen vor Beginn der Maßnahmen und nur mit kalkfreiem Ma-

terial; 
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2. zusätzlich auf Waldflächen, die gemäß Anlage 3 einem FFH-Lebensraumtyp zuzuordnen sind 

a) ohne Kahlschlag und mit einer Holzentnahme nur einzelstammweise oder durch Femel- 

oder Lochhieb; 

b) mit Neuanlage von Feinerschließungslinien nur mit einem Mindestabstand der Gassenmit-

ten von mindestens 40 m zueinander; 

c) ohne eine Befahrung außerhalb von Wegen und Feinerschließungslinien, ausgenommen 

sind Maßnahmen zur Vorbereitung einer Verjüngung; 

d) mit einer Holzentnahme und einer Pflege in Altholzbeständen in der Zeit vom 1. März bis 

31. August nur mit vorheriger Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde; 

e) mit einer Bodenbearbeitung nur nach vorheriger Anzeige bei der zuständigen Natur-

schutzbehörde vier Wochen vor Durchführung; ausgenommen ist eine zur Einleitung einer 

natürlichen Verjüngung erforderliche plätzeweise Bodenverwundung; 

f) mit einer Bodenschutzkalkung nur nach vorheriger Anzeige bei der zuständigen Natur-

schutzbehörde vier Wochen vor Durchführung; 

3. zusätzlich auf allen Waldflächen mit FFH-Lebensraumtypen gemäß Anlage 3, die nach dem 

Ergebnis der Basiserfassung den Erhaltungszustand „B“ und „C“ aufweisen, der Holzeinschlag 

und die Pflege nur 

a) mit Erhalt oder Entwicklung eines Altholzanteils von mindestens 20 % der Lebensraumtyp-

fläche je Eigentümer/in; 

b) mit der dauerhaften Markierung und der Belassung bis zum natürlichen Zerfall von min-

destens drei lebenden Altholzbäumen als Habitatbäume je vollem Hektar der Lebensraum-

typfläche je Eigentümer/in; beim Fehlen von Altholzbäumen sind auf 5 % der Lebensraum-

typfläche je Eigentümer/in ab der dritten Durchforstung Teilflächen zur Entwicklung von 

Habitatbäumen dauerhaft zu markieren (Habitatbaumanwärter); 

c) mit der Belassung von mindestens zwei Stück stehendem oder liegendem starken Totholz 

bis zum natürlichen Zerfall je vollem Hektar Lebensraumtypfläche je Eigentümer/in; 

d) mit Erhalt und Entwicklung lebensraumtypischer Baumarten auf mindestens 80 % der Le-

bensraumtypfläche je Eigentümer/in; 

e) bei künstlicher Verjüngung mit Anpflanzung oder Aussaat ausschließlich lebensraumtypi-

scher Baumarten und dabei auf mindestens 80 % der Verjüngungsfläche je Eigentümer/in 

lebensraumtypischer Hauptbaumarten. 

4. Abweichend von den Nrn. 1 bis 3 sind Maßnahmen im Rahmen der ordnungsgemäßen Forst-

wirtschaft freigestellt, wenn und solange der Zeitpunkt und die Dauer der Maßnahmen sowie 

die Art der Durchführung durch einen Bewirtschaftungsplan i. S. des § 32 Abs. 5 BNatSchG 

festgelegt sind, der vom Landkreis als zuständige Naturschutzbehörde oder mit dessen Zu-

stimmung erstellt worden ist. 

(5) Freigestellt ist die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd, sofern sie nicht über die Kernfunk-

tionen nach § 1 Abs. 4 Bundesjagdgesetz hinausgeht und unter folgenden Vorgaben:  

1. ohne Einsatz von Totschlagfallen generell sowie von Lebendfallen, die aufgrund ihrer innen-

wändigen Bauart gefangene Otter erheblich verletzen können; unberührt bleibt der Einsatz 

von selektiv fangenden Fallen für die außerhalb der Jagd erfolgende fachgerechte Bekämp-

fung des Bisams; 



 

 13 

2. mit Neuanlage von Wildäckern, Wildäsungsflächen, Wildfütterungsanlagen, Futterplätzen, 

Kunstbauten und Hegebüschen nur nach vorheriger Zustimmung der zuständigen Natur-

schutzbehörde; freigestellt ist die Neuanlage von Wildäckern und Wildäsungsflächen auf 

rechtmäßig bestehenden Ackerflächen; 

3. mit Neuanlage von mit dem Boden fest verbundenen jagdlichen Einrichtungen (wie z.B. 

Hochsitzen) nur nach vorheriger Anzeige bei der zuständigen Naturschutzbehörde; 

4. ohne Verwendung von Bleischrot und ohne Hinterlassen von Aufbrüchen mit bleihaltiger 

Munition. 

(6) Freigestellt ist die ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung und Hege der Gewässer im 

Sinne des Nds. FischG und des § 5 Abs. 4 BNatSchG durch den jeweiligen Fischereipächter bzw. 

Eigentümer in der bisherigen Art und im bisherigen Umfang und nach folgenden Vorgaben: 

1. Ausübung der fischereilichen Nutzung nur unter größtmöglicher Schonung der natürlich 

vorkommenden Wasser- und Schwimmblattvegetation sowie des natürlichen Uferbewuch-

ses; 

2. ohne das Betreten von Uferabschnitten mit Röhrichten, Hochstaudenfluren und geschlosse-

nen Gehölzbeständen und ohne fischereiliche Nutzung bislang ungenutzter Teiche sowie 

Fließgewässerabschnitte und Seitengewässer; 

3. mit der Nutzung sowie der Pflege vorhandener Angelplätze und unmittelbar der fischereili-

chen Nutzung zugeordneter Pfade; 

4. mit Errichtung neuer Angelplätze und mit Befestigung vorhandener Angelplätze nur nach 

vorheriger Zustimmung durch die zuständige Naturschutzbehörde; 

5. Reusen und Aalkörbe sind so einzusetzen oder auszustatten, dass eine Gefährdung von tau-

chenden Vogelarten und Säugetieren wie dem Fischotter ausgeschlossen ist; 

6. mit Durchführung unmittelbar der Ausübung des Angelsportes dienender organisierter Ver-

anstaltungen; 

7. mit der punktuellen Entnahme nicht lebensraumtypischer und nicht heimischer Wasserve-

getation; weitergehende Maßnahmen sind nur nach Zustimmung der zuständigen Natur-

schutzbehörde zulässig. 

(7) Freigestellt ist das Befahren der Fließgewässer mit nicht motorisierten Booten (z.B. Canadier, 

Kajaks und Ruderboote) unter folgenden Vorgaben: 

1. das Anlegen, Festmachen sowie Ein- und Aussetzen von Booten nur an rechtmäßig vorhan-

denen Anlagen, Bootsanlegern und an Brücken; 

2. unter größtmöglicher Schonung der natürlich vorkommenden Wasser- und Schwimmblatt-

pflanzen sowie des natürlichen Uferbewuchses. 

(8) Eine gemäß den §§ 3 und 4 erforderliche Zustimmung hat die zuständige Naturschutzbehörde 

auf Antrag zu erteilen, wenn die beabsichtigte Handlung den Schutzzweck nicht oder nur un-

wesentlich beeinträchtigt. Zustimmungen können schriftlich oder mündlich erteilt werden. Die 

zuständige Naturschutzbehörde kann bei der Erteilung einer Zustimmung oder im Anzeigever-

fahren gemäß Abs. 9 Nebenbestimmungen z.B. zu Zeitpunkt, Ort und Ausführungsweise treffen, 

die geeignet sind, Beeinträchtigungen oder Gefährdungen des NSG, einzelner seiner Bestand-

teile oder seines Schutzzweckes zu minimieren bzw. zu vermeiden oder Beeinträchtigungen zu 

kompensieren. 
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(9) Eine gemäß § 4 erforderliche Anzeige einer Maßnahme hat, soweit in den vorhergehenden Ab-

sätzen keine andere Frist genannt wird, fünf Werktage vor ihrer Durchführung schriftlich oder 

mündlich bei der zuständigen Naturschutzbehörde zu erfolgen. Die zuständige Naturschutzbe-

hörde kann die Maßnahme innerhalb der jeweiligen Frist untersagen, wenn die Maßnahme den 

Schutzzweck wesentlich beeinträchtigt. Untersagt die Naturschutzbehörde die Maßnahme bis 

zum Ablauf der Frist nicht, kann die Maßnahme nach Ablauf der Frist ohne Weiteres durchge-

führt werden. Stimmt die Naturschutzbehörde auf Anfrage vor Ablauf der Frist der Maßnahme 

zu, kann die Maßnahme bereits vor Ablauf der Frist durchgeführt werden. 

(10) Weitergehende Vorschriften des gesetzlichen Biotopschutzes gemäß § 30 BNatSchG i.V.m. § 24 

NAGBNatSchG, des allgemeinen und besonderen Artenschutzes gemäß Kapitel 5 Abschnitte 2 

und 3 BNatSchG und des Greenings im Rahmen der Agrarförderung bleiben unberührt. 

(11) Bestehende behördliche Genehmigungen, Erlaubnisse oder sonstige Verwaltungsakte bleiben 

unberührt, soweit dort nichts anderes bestimmt ist. 

 

 

§ 5 

Befreiungen 

Von den Verboten dieser Verordnung kann die zuständige Naturschutzbehörde nach Maßgabe des 

§ 67 BNatSchG i.V.m. § 41 Abs. 1 NAGBNatSchG Befreiung gewähren. Eine Befreiung zur Realisierung 

von Plänen oder Projekten, die die Erhaltungsziele gemäß § 2 Abs. 5 dieser Verordnung erheblich 

beeinträchtigen können, kann nur gewährt werden, wenn sie sich im Rahmen der Prüfung nach § 34 

Abs. 1 BNatSchG i.V.m. § 26 NAGBNatSchG als mit den Erhaltungszielen gemäß § 2 Abs. 5 dieser 

Verordnung vereinbar erweisen oder die Voraussetzungen des § 34 Abs. 3 bis 6 BNatSchG erfüllt 

sind. § 4 Abs. 8 Satz 3 gilt entsprechend. 

 

 

§ 6 

Anordnungsbefugnis 

Gemäß § 2 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 NAGBNatSchG kann die zuständige Naturschutzbehörde die 

Wiederherstellung des bisherigen Zustands anordnen, wenn gegen die Regelungen des § 3 oder des 

§ 4 dieser Verordnung verstoßen wurde und dadurch Natur oder Landschaft rechtswidrig zerstört, 

beschädigt oder verändert worden sind. 

 

 

§ 7 

Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen 

(1) Grundstückseigentümer und Nutzungsberechtigte sind gemäß § 65 BNatSchG verpflichtet, das 

Aufstellen von Schildern zur Kennzeichnung des NSG und zur Vermittlung von Informationen 

über das NSG sowie Maßnahmen zur Pflege und Entwicklung des Gebietes und einzelner seiner 

Bestandteile zu dulden, soweit dadurch die Nutzung der Grundstücke nicht unzumutbar beein-

trächtigt wird. 

(2) Dem Schutzzweck dienende Maßnahmen können – soweit erforderlich – in einem Management-

plan, in Maßnahmenblättern oder in einem Pflege- und Entwicklungsplan für das NSG darge-

stellt werden. Dies gilt insbesondere für  
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1. Maßnahmen zur naturnahen Umgestaltung und Renaturierung im Bereich der Gewässer und 

Ufer einschließlich Entwicklung bzw. Wiederherstellung von ungenutzten Ufersäumen; 

2. Maßnahmen zur Verbesserung bzw. Sicherung der Wasserqualität der Gewässer; 

3. Maßnahmen zur Pflege und Entwicklung von extensiv genutztem Grünland; 

4. Maßnahmen zur Pflege, naturnahen Entwicklung und Erweiterung auen- bzw. niederungsty-

pischer Lebensräume; 

5. Maßnahmen zur Pflege und Entwicklung naturnaher und strukturreicher Waldbestände in 

den Auen und Niederungsbereichen; 

6. Maßnahmen zur Pflege, naturnahen Entwicklung und Erweiterung weiterer gebietstypischer 

Lebensräume; 

7. Maßnahmen zur Pflege und zur Entwicklung der Lebensräume bestandsgefährdeter und 

schutzbedürftiger Tier- und Vogelarten. 

 

 

§ 8 

Umsetzung von Erhaltungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen 

(1) Die in den §§ 2, 3 und 4 dieser Verordnung enthaltenen Regelungen entsprechen Maßnahmen 

zur Erhaltung eines günstigen Erhaltungszustandes der im NSG vorkommenden FFH-Lebens-

raumtypen und Anhang-II-Arten. 

(2) Die in § 7 Abs. 1 und 2 dieser Verordnung beschriebenen Maßnahmen dienen darüber hinaus 

der Erhaltung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes der im NSG vor-

kommenden FFH-Lebensraumtypen und Anhang-II-Arten. 

(3) Als Instrumente zur Umsetzung der in § 7 dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen dienen 

insbesondere 

1. Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen der zuständigen Naturschutzbe-

hörde; 

2. freiwillige Vereinbarungen, insbesondere im Rahmen des Vertragsnaturschutzes; 

3. Einzelfallanordnungen nach § 15 Abs. 1 NAGBNatSchG. 

 

 

§ 9 

Verstöße 

(1) Ordnungswidrig gemäß § 23 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG i. V. m. § 43 Abs. 2 Nr. 1 NAGBNatSchG 

handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Verbote des § 3 Abs. 1 oder die Regelungen 

des § 4 Abs. 2 bis 7 dieser Verordnung verstößt, ohne dass eine erforderliche Anzeige vorge-

nommen, eine erforderliche Zustimmung erteilt oder eine Befreiung gewährt wurde. 

(2) Ordnungswidrig gemäß § 43 Abs. 2 Nr. 9 NAGBNatSchG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

entgegen § 16 Abs. 2 NAGBNatSchG und § 3 Abs. 2 dieser Verordnung das NSG außerhalb der 

Wege betritt oder auf sonstige Weise aufsucht, ohne dass eine erforderliche Zustimmung erteilt 

oder eine Befreiung gewährt wurde. 
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§ 10 

Ausgleich von Naturschutzerschwernissen in der Land- und Forstwirtschaft 

(1) Der Erschwernisausgleich nach § 42 Abs. 4 und 6 NAGBNatSchG auf privaten Grünlandflächen 

richtet sich nach den Vorschriften der Erschwernisausgleichsverordnung-Grünland in der jeweils 

gültigen Fassung. 

(2) Der Erschwernisausgleich nach § 42 Abs. 4 und 6 NAGBNatSchG auf privaten Waldflächen richtet 

sich nach den Vorschriften der Erschwernisausgleichsverordnung-Wald in der jeweils gültigen 

Fassung. 

 

 

§ 11 

Teilaufhebung bestehender naturschutzrechtlicher Verordnungen 

(1) Im Geltungsbereich dieser Verordnung tritt die Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet 

„Schmidts Kiefern und Heidhof“ vom 01. Oktober 1968 (LSG OHZ 5) in ihrer zur Zeit geltenden 

Fassung außer Kraft. 

(2) Im Geltungsbereich dieser Verordnung tritt die Verordnung zum Schutz von Kleingewässern im 

Landkreis Osterholz vom 26. Juli 1988 (LB OHZ 7) in ihrer zur Zeit geltenden Fassung außer Kraft. 

 

 

§ 12 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im Niedersächsischen Ministerialblatt in 

Kraft.  

 

 

 

Osterholz-Scharmbeck, den 28.07.2020 

 

Landkreis Osterholz 

Der Landrat 

 

gez. Bernd Lütjen 




